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AMT DER STEIERMÄRKISCHEN LANDESREGIERUNG  

Abteilung 13 

 

 

 

 

 

 

 

GZ: ABT13-207789/2020-84 

 (vormals ABT13-38.10-165/2014) 

Ggst.: Firma Saubermacher Dienstleistungs AG 

 Standort Premstätten 

 Abfallrecht  

 Umwelt und 
Raumordnung  

 

Abfall-, Energie- und Wasserrecht 

Bearbeiter: Mag. Marlene Painsi 

Tel.: 0316/877-2615 

Fax: 0316/877-3490 

E-Mail: abteilung13@stmk.gv.at  

Bei Antwortschreiben bitte 
Geschäftszeichen (GZ) anführen 

Graz, am 05.05.2021 

Kundmachung 

Mit Antrag vom 19.12.2019 in der Fassung vom 01.09.2020 hat die Firma Saubermacher 

Dienstleistungs AG, Hans-Roth-Straße 1, 8073 Feldkirchen bei Graz, um abfallrechtliche 

Änderungsgenehmigung betreffend den abfallrechtlich genehmigten Standort in 8141 Premstätten, 

Am Damm 50, Gst.-Nr. 486/105, 486/62, 486/59 sowie 486/117, alle KG 63288 Unterpremstätten, nach 

den abfallrechtlichen Bestimmungen angesucht. 

 

Mit dem gegenständlichen Änderungsantrag sollen Änderungen beim Tanklager, die Herstellung einer 

Halle zur mikrobiologischen Abfallbehandlung samt Nebenanlagen, eine Änderung beim Batterielager 

und Betriebsmittellager genehmigt werden.  

 

Beim gegenständlichen Standort handelt es sich um eine IPPC-Anlage gem. Anhang 5, Teil I 

Abfallwirtschaftsgesetz (AWG 2002), BGBl I 102/2002 idgF. 

Der Genehmigungsantrag stützt sich auf §37 Abs. 1 Abfallwirtschaftsgesetz und wurde von der 

Abfallbehörde die öffentliche Bekanntmachung/Öffentlichkeitsbeteiligung am 20. Oktober 2020 unter 

Hinweis auf §40 AWG 2002 eingeleitet. 
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Die Abfallbehörde beraumt unter Hinweis auf §§37 Abs. 1, 38, 39, 40, 41, 42 und 43 

Abfallwirtschaftsgesetz (AWG 2002), BGBl I 102/2002 und den §§ 40-44 des allgemeinen 

Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), BGBl I 51/1991 idgF. eine mündliche Verhandlung für 

  

Mittwoch, den 26.5.2021 

 

mit dem Zusammentritt in der Steinhalle Lannach, Hauptstraße 6, A-8502 Lannach, mit Beginn um  

 

10:00 Uhr 

an. 

 

Leiter der Amtshandlung ist Mag. Marlene Painsi, ABT13 

Bautechnischer Amtssachverständige ist DI Helmut Lanz, ABT15 

Abfalltechnische sowie Abwassertechnische Amtssachverständige ist DI Doris Ogris, ABT15 

Maschinenbautechnischer sowie Emissionstechnischer Amtssachverständiger ist DI Gernot 

Wilfling ABT15 

Elektro- und explosionsschutztechnischer Amtssachverständige ist DI Michael Peter Eisendle, 

ABT15 

Abfallwirtschaftlicher Amtssachverständige ist DI Erich Gungl, ABT14 

Amtssachverständiger für Stoffstromanalyse ist DI (FH) Bernd Hammer, A13 

Forsttechnischer Amtssachverständiger ist DI Christof Ladner, ABT10 

Immissionstechnische Amtssachverständiger/Luftreinhaltung ist Dr. Thomas Pongratz, ABT15 

Lärmtechnischer Amtssachverständiger ist Ing. Christian Lammer, ABT15 

 

Bitte geben Sie zur Vorbereitung der entsprechenden Plätze nach den Covid-19-Vorgaben 

telefonisch unter 0316/877- DW 8755 Ihre Teilnahme an der Verhandlung bekannt. Es wird 

bei Teilnahme an der Verhandlung um Vorlage eines negativen Covid-Tests gebeten. 

 

Gemäß §41 AWG 2002 wird die Anberaumung dieser mündlichen Verhandlung auch auf der 

Internetseite der Abteilung 13 unter www.verwaltung.steiermark.at kundgemacht. 

 

An der Verhandlung teilnehmende Vertreter, beteiligte Stellen oder Personen haben sich rechtzeitig mit 

den erforderlichen Weisungen und Ermächtigungen zu versehen, um bindende Erklärungen bei der 

mündlichen Verhandlung abgeben zu können. Etwaige Vorbehalte hinsichtlich nachträglicher 

Erklärungen können nicht berücksichtigt werden. 
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Die Parteistellung zum gegenständlichen Verfahren nach §37 Abs. 1 AWG 2002 wird durch §42 AWG 

2002 bestimmt. 

 

Nach dieser Gesetzeslage haben 

 der Antragsteller 

 die Eigentümer der Liegenschaften, auf denen die Anlage errichtet werden soll 

 Nachbarn 

 derjenige der zu einer Duldung verpflichtet werden soll 

 die Inhaber rechtmäßig geübter Wassernutzungen nach §12 Abs. 2 Wasserrechtsgesetz 1959 

 die Gemeinde des Standortes und die unmittelbar an die Liegenschaft der Behandlungsanlage 

angrenzende Gemeinde  

 Das Arbeitsinspektorat gemäß dem Arbeitsinspektionsgesetz 1993  

 Die Umweltanwaltschaft  

 Gemeinden oder Wasserversorgungsunternehmen zur Wahrung der Versorgung ihrer Bürger 

oder Kunden mit Trinkwasser 

 diejenigen, deren wasserwirtschaftliche Interessen gemäß den §34 Abs. 6 oder §35 WRG 1959 

gefährdet werden könnten 

 diejenigen, deren wasserwirtschaftliche Interessen durch eine wasserwirtschaftliche 

Rahmenverfügung als rechtliches Interesse anerkannt wurde und 

 das wasserwirtschaftliche Planungsorgan zur Wahrnehmung seiner Aufgaben 

 Umweltorganisationen, die gemäß §19 Abs. 7 UVPG-G 2002 anerkannt sind, in Verfahren 

betreffend IPPC-Behandlungsanlagen, soweit sie während der öffentlichen Bekanntmachung 

(Frist) schriftliche Einwendungen erhoben haben. Die Umweltorganisationen könne die 

Einhaltung von Umweltschutzvorschriften im Verfahren geltend machen und Rechtsmittel 

ergreifen 

 Umweltorganisationen aus einem anderen Staat unter Hinweis auf die diesbezüglichen 

Voraussetzungen nach §40 AWG 2002. 

 

Wurde eine mündliche Verhandlung gemäß §41 Abs. 1 zweiter Satz AVG 1991 und in einer in den 

Verwaltungsvorschriften vorgesehenen besonderen Form kundgemacht, so hat dies zur Folge, dass eine 

Person ihre Stellung als Partei verliert, wenn sie nicht spätestens am Tag vor Beginn der Verhandlung 

während der Amtsstunden bei der Behörde oder während der Verhandlung eine Einwendung erhebt. 

Darüber hinaus wird festgehalten, dass das in §40 AWG 2002 normierte Einsicht- und 

Stellungnahmerecht für jedermann (Öffentlichkeitsbeteiligung) noch keine Parteistellung begründet. 

Die Parteistellung orientiert sich nach §42 AWG 2002. 
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Beteiligte können in die vorliegenden Projektunterlagen Einsicht nehmen: 

Ort: Abteilung 13, Stempfergasse 7, 8010 Graz 

Datum Zeit Stiege/Stock/Zimmer Nr. 

ab 5.5.2021 bis 26.5.2021 

Montag bis Freitag 8.30 Uhr 

bis 12.30 Uhr und nach 

telefonischer Vereinbarung 

Bürgerservicestelle im 

Erdgeschoss  

 

Für den Landeshauptmann 

Die Abteilungsleiterin: 

i.V. Mag. Marlene Painsi 

(elektronisch gefertigt) 
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